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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Verfahren über den Antrag 
des Klägers auf Gewährung von 

Prozesskostenhilfe 

 
 
Az: B 5 R 34/12 BH 
 
L 27 R 654/11 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 31 R 4526/10 (SG Berlin) 
 
 
 
………………………………………….., 
 
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte. 
 
 
Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. November 2012 durch 

den Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,    die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r   

und den Richter   K a r m a n s k i     

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzu-

lassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 

19. April 2012 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, 

wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 19.4.2012 hat es das LSG Berlin-Brandenburg abgelehnt, den Verwaltungsakt 

der Beklagten aufzuheben, mit dem sie ihrerseits zu Lasten des Klägers die bisherige 

Höchstwertfestsetzung seines Rechts auf Regelaltersrente aufgehoben und aufgrund von 

Abschlägen aus einem Versorgungsausgleich einen niedrigeren Höchstwert festgesetzt hat. 

 

Für das Beschwerdeverfahren gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der 

Kläger beantragt, ihm Prozesskostenhilfe (PKH) zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizu-

ordnen.  

 

Der Antrag auf PKH und Beiordnung eines Rechtsanwalts ist abzulehnen, weil die Nichtzulas-

sungsbeschwerde keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 S 1 SGG iVm 

§ 114 S 1, § 121 Abs 1 ZPO). Es ist nicht zu erkennen, dass ein nach § 73 Abs 4 SGG zuge-

lassener Prozessbevollmächtigter in der Lage wäre, eine Nichtzulassungsbeschwerde des Klä-

gers erfolgreich zu begründen. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten 

Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) 

abweicht und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Solche Zulassungsgründe sind nach Prüfung des Streitstoffs nicht ersichtlich. 

 

Es ist nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen das vom Kläger angegriffene 

Urteil auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche Bedeutung im Sinne 

dieser Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die allge-

meine, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung hat. Die Frage muss außerdem klärungs-

bedürftig sein. Das ist grundsätzlich nicht der Fall, wenn die Antwort darauf von vornherein 

praktisch außer Zweifel steht oder die Frage bereits höchstrichterlich entschieden ist (zum Gan-

zen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70). Außer Kraft getretene Rechtsvorschriften werfen 

in aller Regel keine grundsätzlichen Rechtsfragen mehr auf (vgl zur Klärungsbedürftigkeit 

bereits ausgelaufenen Rechts: BSG SozR 4-1920 § 43 Nr 1 und Beschluss vom 22.1.2008 

- B 3 KS 1/07 B - Juris RdNr 7; Becker, SGb 2007, 261, 266; Krasney/Udsching, Handbuch des 

sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, Kap IX RdNr 61 jeweils mwN). In solchen Fällen 

kann die Klärungsbedürftigkeit allenfalls darin liegen, dass noch eine erhebliche Zahl von 

(Alt-)Fällen zu entscheiden ist oder die zu klärende Rechtsfrage nachwirkt und dies allgemein 
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bedeutsam ist (BSG vom 18.5.1994 - 11 BAr 57/94 - Juris RdNr 5; Kummer, Die 

Nichtzulassungsbeschwerde, 2. Aufl 2010, RdNr 348, jeweils mwN). Rechtsfragen, die in 

diesem Sinne grundsätzliche Bedeutung haben könnten, sind nicht ersichtlich. Die 

Voraussetzungen, unter denen ein Verwaltungsakt mit Wirkung für die Zukunft aufzuheben ist 

(§ 48 Abs 1 S 1 SGB X), sind in der Rechtsprechung des BSG (vgl dazu die Nachweise bei 

Steinwedel, Kasseler Kommentar, § 48 RdNr 12 ff) ebenso geklärt wie die Bedingungen für das 

Eingreifen und den Wegfall des sog Rentnerprivilegs (§ 101 Abs 3 S 1 SGB VI in der bis zum 

31.8.2009 geltenden Altfassung), das gemäß § 268a Abs 2 SGB VI nur noch übergangsweise 

für Renten gilt, die vor dem 1.9.2009 begonnen haben (vgl zum Rentnerprivileg allgemein: BSG 

SozR 4-2600 § 101 Nr 1). 

 

Der Zulassungsgrund der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) könnte ebenfalls nicht mit Erfolg 

geltend gemacht werden. Divergenz (Abweichung) bedeutet Widerspruch im Rechtssatz oder 

- anders ausgedrückt - das Nichtübereinstimmen tragender abstrakter Rechtssätze, die den 

miteinander zu vergleichenden Entscheidungen zu Grunde gelegt worden sind. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von 

einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufge-

stellt hat (BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). Davon kann vorliegend nicht ausgegan-

gen werden. 

 

Schließlich lässt sich auch kein Verfahrensmangel feststellen, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 

SGG zur Zulassung der Revision führen könnte. Nach Halbs 2 dieser Bestimmung kann der 

geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 

SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Be-

weisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Ein derarti-

ger Beweisantrag, den das Berufungsgericht unter Verstoß gegen die Amtsermittlungspflicht 

(§ 103 SGG) übergangen haben könnte, ist hier nicht ersichtlich. Zudem hatten sich beide 

Beteiligte im Berufungsverfahren mit einer Entscheidung durch Urteil ohne mündliche 

Verhandlung (§ 153 Abs 1 iVm § 124 Abs 2 SGG) einverstanden erklärt. Auch im Übrigen sind 

keine Verfahrensmängel zu erkennen.  

 

Soweit der Kläger die inhaltliche Richtigkeit des Berufungsurteils angreifen möchte, lässt sich 

hierauf nach dem eindeutigen Wortlaut des § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG eine Nichtzulassungs-

beschwerde nicht stützen (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 

 

Da dem Kläger PKH nicht zu bewilligen war, hat er nach § 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 121 Abs 1 

ZPO auch keinen Anspruch auf Beiordnung eines Rechtsanwalts. 
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